
Aktenzeichen: 6 AZR 281/96 
Bundesarbeitsgericht 6. Senat

I. Arbeitsgericht 
Dresden

II. Sächsisches
Landesarbeitsgericht

Urteil vom 11. Dezember 1997
- 6 AZR 281/96 -
Urteil vom 27. Juni 1995
- 22 Ca 8893/94 -
Urteil vom 22. März 1996
- 3 Sa 118.1/95 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : JaFür das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Beschäftigungszeit - Aufgabenübernahme

Gesetz:
BAT-0 § 19, Übergangsvorschriften Nr. 2 Buchst, c; Verordnung 
über die Staatliche Bauaufsicht vom 30. Juli 1981 (GBl. DDR I 
S. 313) §§ 1, 18; SächsBO vom 17. Juli 1992 §§ 59, 60, 61; 
SächsGemO § 111; EV Art. 13, 20

Leitsätze:
1. Ein Aufgabenbereich eines zentralen oder örtlichen Staats­organs und seiner nachgeordneten Einrichtungen konnte von 
einer Gebietskörgerschaft ganz oder teilweise im Sinne der 
Nr. 2 Buchst, c Übergangsvorschriften zu § 19 BAT-0 übernom­
men werden (Übergang der früher vom Ministerium für Bauwesen 
der DDR ausgeübten Bauaufsicht auf kreisfreie Stadt).
2. Der Aufgabenübernahme durch die Gebietskörperschaft steht 
nicht entgegen, daß diese die Aufgabe als eine der staat­
lichen Fachaufsicht unterliegende Weisungsaufgabe erfüllen muß.
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6 AZR 281/96
3 Sa 1181/95 Sächsisches LAG

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
11. Dezember 1997

Urteil
Backes,
Reg.-Hauptsekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP-

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 11. Dezember 1997 durch den Vize­
präsidenten Dr. Peifer, die Richter Dr. Freitag und Dr. Arm- 
brüster sowie die ehrenamtlichen Richter Schwarck und
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Matiaske für Recht erkannt:
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1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Sächsischen Landesarbeitsgerichts vom
22. März 1996 - 3 Sa 1181/95 - wird zurückge­
wiesen .

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  ;

Die Parteien streiten über anrechnungsfähige Beschäftigungs­
zeiten des Klägers nach § 19 BAT-O.

Der Kläger war seit dem 1. Januar 1973 als Prüfingenieur der 
Bauausführung beim Ministerium für Bauwesen in der Staatlichen 
Bauaufsicht des Bezirks Dresden, Abteilung K , be­
schäftigt. Der Bauaufsicht oblag in der DDR die bauaufsichtliche 
Überwachung und Kontrolle der Bauausführung in dem zugeordneten 
Verantwortungsbereich auf der Grundlage der Ausführungsprojekte 
und der im Kontrollplan festgelegten Kriterien bei Beachtung 
aller bauwirtschaftlichen, baurechtlichen, bautechnischen und Si­
cherheitsbestimmungen. Die Abteilung, in der der Kläger tätig 
war, nahm die bauaufsichtliche Kontrolle von Industriebauten 
wahr. Der größte Teil dieser Tätigkeit erstreckte sich auf Indu­
striebauten im Bereich des Stadtgebiets Dresden.
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In der Zeit vom 1. November 1979 bis 31. Juli 1980 wurde der 
Kläger auf einer Baustelle in Bagdad und von November 1982 bis 
Mai 1983 auf Baustellen in Libyen eingesetzt.

Nach dem 3. Oktober 1990 wurde der Kläger im Regierungsprä­
sidium Dresden beschäftigt. Auf seine Bewerbung hin wurde er mit 
Arbeitsvertrag vom 15. Februar 1991 bei der Beklagten, der Lan­
deshauptstadt Dresden, mit Wirkung ab 1. April 1991 als "Kon- 
trollingenieur (Staatliche Bauaufsicht)" eingestellt. Nach § 1 
des Änderungsvertrages vom 1. Juli 1991 finden auf das Arbeits­
verhältnis seit dem 1. Januar 1991 der BAT-0 und die diesen er­
gänzenden, ändernden oder ersetzenden Tarifverträge in der für 
den Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
jeweils geltenden Fassung Anwendung. Der Kläger erhält Vergütung 
nach VergGr. II BAT-O.

Mit Verfügung vom 5. April 1993 setzte die Beklagte den Be­
ginn der Beschäftigungszeit des Klägers nach § 19 BAT-0 auf den 
1. April 1991 fest. Dagegen erhob der Kläger mit Schreiben vom
3. März 1993 erfolglos Widerspruch.

Mit seiner am 27. Dezember 1994 bei Gericht eingereichten 
Klage hat der Kläger die Auffassung vertreten, als Beschäfti­
gungszeit sei die Zeit vom 1. Januar 1973 bis zum 31. März 1991 
anzuerkennen. Dies folge aus der Übergangsvorschrift Nr. 2 c zu 
§ 19 BAT-O. Die Beklagte habe als untere Bauaufsichtsbehörde be­
zogen auf Industriebauten im Stadtgebiet Dresden überwiegend die 
Aufgaben der früheren Staatlichen Bauaufsicht übernommen. In die­
sem Aufgabenbereich sei er tätig gewesen.
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Der Kläger hat beantragt
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festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
die Zeit vom 1. Januar 1973 bis zum 31. Dezember 
1990 als Beschäftigungszeit im Sinne des § 19 
BAT-0 anzuerkennen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat die Auffassung vertreten, Zeiten vor dem 
1. April 1991 seien nicht als Beschäftigungszeit anzuerkennen.
Die Aufgaben der Staatlichen Bauaufsicht der ehemaligen DDR seien 
von ihr weder ganz noch überwiegend übernommen worden. Aufgaben 
der Staatlichen Bauaufsicht in den Bezirken, mit denen der Kläger 
befaßt war, seien nur mit den heutigen Aufgaben des Regierungs­
präsidiums als höherer Bauaufsichtsbehörde vergleichbar. Beim Re­
gierungspräsidium sei der Kläger aber auf eigenen Wunsch ausge­
schieden, so daß vor diesem Zeitpunkt zurückgelegte Zeiten nicht 
als Beschäftigungszeit anzurechnen seien. Außerdem seien die Be­
schäftigungszeiten bei der Staatlichen Bauaufsicht der ehemaligen 
DDR durch die Auslandstätigkeiten des Klägers unterbrochen wor­
den. Die Klage sei ferner verfristet, da der Kläger sie erst zwei 
Jahre nach Festsetzung der Beschäftigungszeit erhoben habe.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Beru­
fung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht das Urteil des 
Arbeitsgerichts teilweise abgeändert und unter Abweisung der 
Klage im übrigen festgestellt, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
die Zeit vom 1. Januar 1973 bis zum 2. Oktober 1990 als Beschäf-
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tigungszeit im Sinne von § 19 BAT-0 anzuerkennen. Mit der Revisi­
on begehrt die Beklagte Klageabweisung in vollem Umfange. Der 
Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n a s a r ü n d e  s

Die Revision ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat 
zu Recht festgestellt, daß die Zeit der Tätigkeit des Klägers vom 
1. Januar 1973 bis 2. Oktober 1990 als Beschäftigungszeit im 
Sinne von § 19 BAT-0 anzurechnen ist.

I. Die Klage ist zulässig. Nach der Rechtsprechung des Bundes­
arbeitsgerichts ist ein Feststellungsinteresse nach § 256 ZPO ge­
geben, wenn zwischen den Parteien die Dauer der Beschäftigungs­
zeit im Sinne von § 19 BAT-0 streitig ist, weil diese Bedeutung 
für den Status des Angestellten im öffentlichen Dienst und für 
eine große Zahl von Ermessensentscheidungen des Arbeitgebers hat 
(vgl. BAG Urteil vöm 14. Dezember 1995 - 8 AZR 380/94 - AP Nr. 2 
zu § 19 BAT-O, zu II 1 b der Gründe; Urteil vom 15. Mai 1997 - 6 
AZR 40/96 - zur Veröffentlichung vorgesehen).

II. Die Klage ist auch begründet. Die Zeit der Tätigkeit des 
Klägers vom 1. Januar 1973 bis 2. Oktober 1990 ist als Beschäfti­
gungszeit nach § 19 BAT-0 in Verbindung mit der Übergangsvor­
schrift Nr. 2 c  anzurechnen.

1. Auf das Arbeitsverhältnis findet aufgrund arbeitsvertragli­
cher Vereinbarung der BAT-0 Anwendung. Die die Beschäftigungszeit
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regelnde Bestimmung des § 19 BAT-0 hat, soweit vorliegend von In 
teresse, folgenden Wortlaut:

"§ 19
Beschäftigungszeit

(1) Beschäftigungszeit ist die bei demselben
Arbeitgeber nach Vollendung des 18. Lebens­
jahres in einem Arbeitsverhältnis zurückge­
legte Zeit, auch wenn sie unterbrochen ist.

(2) Übernimmt ein Arbeitgeber eine Dienststelle 
oder geschlossene Teile einer solchen von 
einem Arbeitgeber, der von diesem Tarifver­
trag erfaßt wird oder diesen oder einen Ta­
rifvertrag wesentlich gleichen Inhalts an­wendet, so werden die bei der Dienststelle 
bis zur Übernahme zurückgelegten Zeiten 
nach Maßgabe des Absatzes 1 als Beschäfti­
gungszeit angerechnet.

Übergangsvorschriften für Zeiten vor dem 1. Janu­
ar 1991:
1. Als Übernahme im Sinne des Absatzes 2 gilt auch die Überführung von Einrichtungen nach 

Artikel 13 des Einigungsvertrages.
2. Ist infolge des Beitritts der DDR der frühere 

Arbeitgeber weggefallen, ohne daß eine Über­
führung nach Artikel 13 des Einigungsvertrages 
erfolgt ist, gelten als Beschäftigungszeit 
nach Maßgabe des Absatzes 1

c) für Angestellte der Mitglieder der Mit­
gliedverbände der Vereinigung der kommu­nalen Arbeitgeberverbände
Zeiten der Tätigkeit bei zentralen oder 
örtlichen Staatsorganen und ihren nach- 
geordneten Einrichtungen oder sonstigen 
Einrichtungen oder Betrieben, soweit der 
Arbeitgeber deren Aufgaben bzw. Aufgaben­
bereiche derselben ganz oder überwiegend 
übernommen hat.”

7
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


7

a) Die Anrechnung der Zeit vor dem 1. Januar 1991 nach § 19 
Abs. 1 und Abs. 2 BAT-0 kommt nicht in Betracht. Nach Abs. 1 ist 
Beschäftigungszeit die bei demselben Arbeitgeber in einem Ar­
beitsverhältnis zurückgelegte Zeit. Daran fehlt es hier. Zwischen 
dem früheren Arbeitgeber des Klägers, dem Ministerium für Bauwe­
sen, Staatliche Bauaufsicht für den Bezirk Dresden, und der be­
klagten Landeshauptstadt Dresden, besteht keine rechtliche Iden­
tität. Abs. 2 setzt voraus, daß der frühere Arbeitgeber den BAT-0 
oder einen Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts angewendet 
hat. Auch diese Voraussetzung ist nicht gegeben.

Ebenso ist die Anrechnung der Zeit vor dem 1. Januar 1991 
nach Nr. 1 der Übergangsvorschriften nicht möglich. Diese tarif­
liche Bestimmung setzt eine Überführung von Einrichtungen nach 
Art. 13 des Einigungsvertrages voraus. Das Ministerium für Bauwe­
sen der ehemaligen DDR wurde jedoch nicht überführt.

b) Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht jedoch angenommen, 
daß die genannte Zeit, soweit der Kläger sie vor dem 3. Oktober 
1990 zurückgelegt hat, nach Nr. 2 c  der Übergangsvorschriften zu 
§ 19 BAT-0 als Beschäftigungszeit anzurechnen ist.

aa) Nach dieser Bestimmung gelten, wenn infolge des Beitritts 
der DDR der frühere Arbeitgeber weggefallen ist, ohne daß eine 
Überführung erfolgt ist, als Beschäftigungszeit nach Maßgabe des 
§ 19 Abs. 1 BAT-0 für Angestellte der Mitgliedverbände der Verei­
nigung der Kommunalen Arbeitgeberverbände Zeiten der Tätigkeit 
bei zentralen oder örtlichen Staatsorganen und ihren nachgeordne- 
ten Einrichtungen oder sonstigen Einrichtungen oder Betrieben,
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soweit deren Aufgaben bzw. Aufgabenbereiche derselben ganz oder 
überwiegend vom jetzigen Arbeitgeber übernommen worden sind.

Diese Voraussetzungen sind in bezug auf den Aufgabenbereich, 
in dem der Kläger bei der Staatlichen Bauaufsicht im Bezirk Dres­
den tätig war, erfüllt.

Infolge des Beitritts der DDR ist der frühere Arbeitgeber 
des Klägers, das Ministerium für Bauwesen, weggefallen, ohne daß 
eine Überführung nach Art. 13 EV erfolgt ist. Der Kläger war in 
der Zeit vom 1. Januar 1973 bis 2. Oktober 1990 in einer nachge- 
ordneten Einrichtung des Ministeriums für Bauwesen, der Staatli­
chen Bauaufsicht im Bezirk Dresden, tätig. Die Beklagte hat einen 
Aufgabenbereich dieser Einrichtung überwiegend übernommen.

bb) Bei der Beurteilung der Frage, ob Aufgaben bzw. Aufgabenbe­
reiche im Sinne von Nr. 2 der Übergangsvorschriften übernommen 
wurden, ist nach der Rechtsprechung des Senats nicht auf die 
Fortführung der vom Angestellten arbeitsplatzbezogen auszuübenden 
Tätigkeit abzustellen, sondern auf Inhalt und Ziel der Tätigkeit 
der Einrichtung, wie sie sich aus den für die Tätigkeit maßgeben­
den Rechtsgrundlagen und den tatsächlichen Umständen ergeben. 
Dabei können Zeiten einer Tätigkeit nur angerechnet werden, so­
weit der Angestellte in dem übernommenen Bereich beschäftigt war 
(BAGE 82, 334 = AP Nr. 5 zu § 19 BAT-O; BAG Urteile vom 30. Mai 
1996 - 6 AZR 638/95 - AP Nr. 8 zu § 10 BAT-O, auch zur Veröffent­
lichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen; vom 29. Februar 
1996 - 6 AZR 472/95 - und vom 25. Juli 1996 - 6 AZR 673/95 - AP 
Nr. 10 und 11 zu § 19 BAT-O).
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cc) Im Sinne dieser Rechtsprechung hat die Beklagte den Aufga­
benbereich der Staatlichen Bauaufsicht im Bezirk Dresden, in dem 
der Kläger beschäftigt war, übernommen.

Nach der Verordnung über die Staatliche Bauaufsicht vom 
30. Juli 1981 (GBl. I S. 313) umfaßte die Bauaufsicht in der ehe­
maligen DDR die Kontrolle der Bauausführung in bauwirtschaftli­
cher und bautechnischer Hinsicht (§ 1 der VO). Diese Aufgabe 
oblag der Staatlichen Bauaufsicht in den Bezirken auch für Bau­
werke des Industriebaus (§ 18 Abs. 1 der VO). Ein Aufgabenbereich 
der Abteilung, in der der Kläger tätig war, umfaßte dabei die 
bauaufsichtliche Kontrolle von Industriebauten im Bereich des 
Stadtgebiets der jetzigen Landeshauptstadt Dresden.

Da die Aufgaben der Bauaufsichtsbehörden in der DDR Staats­
aufgaben waren (§ 60 des Gesetzes über die Bauordnung vom 
20. Juli 1990, GBl. I S. 929) ging das Arbeitsverhältnis des Klä­
gers mit dem Beitritt der DDR zum 3. Oktober 1990 auf den Frei­
staat Sachsen über (Art. 13 Abs. 1 in Verb, mit Anlage I Kap. XIX 
Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Abs. 1 zu Art. 20 Abs. I Eini­
gungsvertrag) . Zwar gehört zu den Aufgaben der Bauaufsichtsbehör­
den nicht mehr die Kontrolle der Bauausführung in bauwirtschaft­
licher Hinsicht (§ 60 Abs. 2 SächsBO). Die Kontrolle in bautech­
nischer Hinsicht wird jedoch - wie in der ehemaligen DDR - von 
den Bauaufsichtsbehörden wahrgenommen. Sie bezieht sich auch auf 
Bauwerke des Industriebaus mit Ausnahme von Anlagen, die der öf­
fentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizität, Wärme, der 
öffentlichen Abwasser- und Abfallbeseitigung dienen (§ 1 Abs. 2
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Nr. 3 SächsBO). Dieser Aufgabenbereich obliegt, bezogen auf Bau­
ten in ihrem Stadtgebiet, der Beklagten als der unteren Bauauf­
sichtsbehörde (§§ 61 Abs. 1, 59 Abs. 1 Nr. 3 SächsBO). Daraus 
folgt, daß die Beklagte einen Aufgabenbereich übernommen hat, der 
früher von der Staatlichen Bauaufsicht im Bezirk Dresden wahrge­
nommen wurde. Der Übernahme des Aufgabenbereichs steht nicht ent­
gegen, daß es sich bei den Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbe­
hörden um Weisungsaufgaben handelt (§ 60 Abs. 1 SächsBO), deren 
Erfüllung der Freistaat Sachsen nicht nur rechtsaufsichtlich, 
sondern auch durch die auf die Zweckmäßigkeit der Verwaltung ge­
richtete Fachaufsicht überwacht (vgl. § 111 SächsGemO). Nr. 2 der 
Übergangsvorschriften zu § 19 BAT-0 will sicherstellen, daß ein 
Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes, der eine Aufgabe einer 
Einrichtung übernommen hat, Zeiten, die ein Arbeitnehmer bei die­
ser Einrichtung in Erfüllung dieser Aufgabe zurückgelegt hat, als 
Beschäftigungszeit anrechnet. Da die Tarifvertragsparteien in 
Nr. 2 c  als Aufgabenübernahme auch ansehen, wenn eine kommunale 
Stelle die Aufgabe eines Staatsorgans übernimmt, ohne auf die 
Form der Staatsaufsicht abzustellen, kommt es auf diese nicht an.

dd) Der Kläger war auch in dem übernommenen Aufgabenbereich 
tätig. Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts war der 
Aufgabenbereich der Staatlichen Bauaufsicht durch die Kontrolle 
in bautechnischer Hinsicht geprägt und war der Kläger ausweislich 
der von ihm vorgelegten Prüfbescheide auch überwiegend damit be­
faßt. Seine Tätigkeit bezog sich auch nicht auf Anlagen der öf­
fentlichen Versorgung mit Wasser, Gas oder Wärme, sondern, wie 
das Landesarbeitsgericht festgestellt hat, zu weit mehr als 50
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f

v.H. auf die Kontrolle der bautechnischen Sicherheit von sonsti­
gen Industriebauten im Gebiet der Landeshauptstadt Dresden.

Damit hat die Beklagte einen Aufgabenbereich übernommen, in 
dem der Kläger bis zum 2. Oktober 1990 tätig war.

2. Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß die 
Anrechnung dieser Zeit als Beschäftigungszeit nicht deshalb un­
terbleiben darf, weil der Kläger vom 3. Oktober 1990 bis zum 
31. März 1991 in einem Arbeitsverhältnis zum Freistaat Sachsen 
stand und somit aus der anrechenbaren Tätigkeit ausgeschieden 
war.

Die Anrechnung nach Nr. 2 c  der Übergangsvorschriften er­
folgt nach Maßgabe des § 19 Abs. 1 BAT-0. Danach führt das Aus­
scheiden aus dem Arbeitsverhältnis nur dann zum Verlust der frü­
heren Beschäftigungszeit, wenn es auf dem Verhalten des Ange­
stellten beruhte (§ 19 Abs. 1 Unterabs. 3 BAT-O). Dies war jedoch 
vorliegend nicht der Fall.

Das Arbeitsverhältnis bei dem früheren Arbeitgeber wurde 
durch den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland und 
seinen dadurch bedingten Übergang auf den Freistaat Sachsen 
(Art. 13 EV) beendet und nicht durch ein Verhalten des Klägers. 
Das freiwillige Ausscheiden beim Freistaat Sachsen berührt die 
nach Nr. 2 c  der Übergangsvorschriften begründete Anrechnung der 
Zeit bis zum 2. Oktober 1990 als Beschäftigungszeit bei der Be­
klagten nicht. Dadurch wurde nur die Unterbrechung der Beschäfti-
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gungszeit beendet, was anrechnungsunschädlich ist (§ 19 Abs. 1 
Unterabs. 1 BAT-O).

3. Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts sind als 
Beschäftigungszeiten auch die Zeiten der Tätigkeit des Klägers in 
Bagdad und in Libyen anzurechnen, da während dieser Zeiten Dele­
gierungsverträge nach § 50 AGB-DDR bestanden, die die Rechte und 
Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis mit dem delegierenden Betrieb 
nicht berührten (§ 50 Abs. 3 AGB-DDR).

4. Mit Recht hat das Landesarbeitsgericht auch ausgeführt, daß 
Anhaltspunkte für eine Verwirkung der Klagebefugnis nicht vorlie­
gen,

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Peifer Dr. Freitag Dr. Armbrüster
Matiaske R. Schwarck
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